
Weitergelten,	inhaltlich	jedoch	zunehmend
entleerte	Funktionieren	demokratischer
Prozesse	ab,	während	sich	heute	die	Lager
wechselseitig	zum	Vorwurf	machen,	sich
jeweils	als	offene	Verächter	beziehungsweise
Gegner	der	Demokratie	zu	erweisen.

Indes	provoziert	auch	die	begründete
Annahme,	Populismus	habe	nicht	zuletzt
etwas	mit	Globalisierung	zu	tun	(Manow
2018;	Rodrik	2018)4,	eine	Reihe	von
Folgefragen.	Zunächst:	Wenn	Populismus	ein
politischer	Reflex	auf	die	Dekonsolidierung
des	Nationalstaats	ist,	heißt	das,	dass	von	ihm
keine	Gefahr	für	die	Demokratie	ausgeht?
Das	heißt	es	meines	Erachtens	nicht,	aber	die
Antwort	fällt	etwas	komplizierter	aus	(siehe
dazu	unten	Teil	II).	Und	grundsätzlicher:	Wie
konnte	das	Globalisierungsprojekt,	das	ja
kein	irgendwie	naturwüchsiges,	sondern	ein



politisches	Projekt	war	und	ist,	überhaupt	so
weit	vorangetrieben	werden,	dass	es	erst	jetzt
und	nun	recht	plötzlich	einen	so	disruptiven,
weil	elektoral	folgenreichen	Protest
hervorruft?	Warum	haben	demokratische
Korrekturmechanismen	nicht	schon	viel
früher	gegriffen?

Es	stellt	sich	also	einerseits	die	»Warum
dort?«-Frage	der	geografischen	Varianz:
Warum	wird	der	Globalisierungsprotest
einmal	eher	als	Protest	gegen	die
grenzüberschreitende	Bewegung	von	Gütern
und	Kapital	und	einmal	eher	als	Protest	gegen
die	grenzüberschreitende	Bewegung	von
Personen	artikuliert?	Warum	tritt	der	Protest
hier	eher	links	und	dort	eher	rechts	auf
(Manow	2018)?	Oder	sind	das	vielleicht
ohnehin	überholte	Kategorien	in	einer	Zeit,	in
der	sich	ein	republikanischer	US-Präsident



zum	Schutz	der	Arbeiterklasse	vom	Freihandel
verabschiedet,	ein	italienischer
Rechtspopulist	gegen	die	durch	die
Maastricht-Kriterien	auferlegte	»Austerität«
protestiert	und	ein	französischer
Linkspopulist	die	Migrationspolitik	Angela
Merkels	kritisiert,	weil	diese	auf	die
europaweite	Schaffung	einer
lohndrückerischen	Unterklasse	abziele?
Haben	sich	unsere	Einordnungsmuster	nicht
vielleicht	erübrigt	in	einer	Zeit,	in	der	viele
populistische	Parteien	dem	Wähler	eine
neuartige	Kombination	aus	sozioökonomisch
linken	und	soziokulturell	rechten	Positionen
präsentieren?	Immerhin	handelt	es	sich	dabei
um	eine	ideologische	Kombination,	die	in	den
ostmitteleuropäischen	Ländern	bereits	seit
1990	als	Erbschaft	des	Konflikts	zwischen
wirtschafts-	wie	gesellschaftspolitisch



liberalen	Reformparteien	und	den	in	beiden
Dimensionen	etatistisch-konservativen
kommunistischen	Nachfolgeparteien
dominiert	(Hooghe	et	al.	2002;	Marks	et	al.
2006).

Es	stellt	sich	aber	zugleich	die	»Warum
jetzt?«-Frage	(vgl.	Guiso	et	al.	2017):	Warum
haben	sich	in	unserer	Gegenwart	simultan
diverse	populistische	Bewegungen
herausgebildet,	die	viele	verschiedene
Kontexte	und	Milieus	erfassen?	Bei	allen
Unterschieden	in	den	Erscheinungsformen
und	konkreten	Programmatiken	des
Populismus	müsste	eine	politökonomische
Erklärung	des	Phänomens	ja	auch	angeben
können,	was	sich	im	Verhältnis	von
Ökonomie	und	Demokratie	so	grundsätzlich
geändert	hat	bzw.	wie	sich	Ökonomie	und
Demokratie	jeweils	für	sich	derart	verändert



haben,	dass	uns	ihr	Verhältnis	heute	so
krisenhaft	und	die	Demokratie	so	gefährdet
erscheint.

Solche	Fragen	zwingen	dazu,	noch	einmal
grundsätzlicher	anzusetzen.	Eine	Politische
Ökonomie	des	Populismus	bedarf	offenbar
auch	einer	Politischen	Theorie,	und	die	muss
historisch	und	theoretisch	weiter	ausgreifen.
Das	macht	sich	dieser	Essay	zur	Aufgabe.
Wenn	der	Anlass	für	populistischen	Protest
auch	in	jeweils	recht	konkreten
ökonomischen	Verwerfungen	liegen	mag,	so
verweist	das	Phänomen	selber	doch	auch	auf
spezifische	Dysfunktionalitäten	der
repräsentativen	Demokratie.	Hier	setzt	mein
Argument	ein.	Seine	zentrale	These	lautet,
dass	sich	im	Populismus	zwei	Prozesse
bündeln.	Der	Populismus	unserer	Gegenwart
konfrontiert	uns	mit	der	widersprüchlichen


